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In den letzten 165 Jahren gab es in Lateinamerika ungefähr 
580 Staatsstreiche, an denen das Militär beteiligt war. In den 
Jahren nach dem zweiten Weltkrieg fanden in 19 latein
amerikanischen Ländern über 100 Staatsstreiche statt.1 Die 
Streitkräfte Argentiniens putschten in diesem Jahrhundert 
schon sechsmal (1930, 1943, 1955, 1962, 1966, 1976), um die po
litische Herrschaft der Großgrundbesitzer, der proimperiali
stischen einheimischen Bourgeoisie und der ausländischen 
Monopole zu sichern.

Die Militärdiktatoren, die 1976 in Argentinien die Macht 
an sich gerissen und das Land sieben Jahre lang mit bluti
gem Terror überzogen hatten, versuchten, als Mitte 1982/An- 
fang 1983 Massenaktionen der Werktätigen den Rückzug der 
Streitkräfte aus der Politik erzwangen, durch ein Abkom
men mit bürgerlichen Politikern eine demokratische Erneue
rung des Landes zu durchkreuzen. So sollten u. a. gerichtli
che Untersuchungen über das „Verschwinden“ von etwa 
30 000 Opfern des Militärterrors sowie über Korruptionsfälle 
und unkontrollierte Waffenkäufe der Junta verhindert und 
zugleich gesichert werden, daß die von den Militärdiktatoren 
eingesetzten Richter in ihren Ämtern bleiben. Angesichts der 
energischen Proteste der Volksmassen verweigerten die 
maßgeblichen argentinischen Parteipolitiker jedoch ihre Zu
stimmung zu diesen Plänen.

Die Junta, durch die Niederlage bei den militärischen 
Auseinandersetzungen um die Malwinen (Falklandinseln) 
sowie durch Differenzen zwischen den einzelnen Waffengat
tungen in eine Krise gebracht, hatte zwar nicht mehr die 
Kraft, den Prozeß der Wiederherstellung bürgerlich-parla
mentarischer Verhältnisse in Argentinien aufzuhalten; 
konnte aber noch am 30. September 1983, kurz vor den auf 
den 30. Oktober 1983 angesetzten Parlamentswahlen, ein Ge
setz erlassen, das der künftigen Zivilregierung die Verfol
gung von Mitgliedern der Streitkräfte wegen in der Zeit vom
25. Mai 1973 bis zum 17. Juni 1982 begangener Gewaltverbre
chen verbot. Dieses Amnestiegesetz stieß bei den politischen 
Parteien und den Gewerkschaften auf heftigen Widerstand. 
Die zur politischen Macht drängenden reformistischen Teile 
der nationalen Bourgeoisie griffen die Forderungen der 
werktätigen Massen nach Aufklärung des Schicksals der 
„Verschwundenen“ und nach Bestrafung der für den Terror 
verantwortlichen Militärs auf. Der neugewählte Staatspräsi
dent Argentiniens, Raul Alfonsfn, übernahm nach seiner 
Vereidigung am 9. Dezember 1983 diese Forderungen in das 
Regierungsprogramm.

Die Einleitung des Strafverfahrens gegen Mitglieder 
der Militärjunta vor dem Obersten Militärtribunal

Bereits drei Tage nach seinem Amtsantritt ordnete Präsident 
Alfonsin an, gegen Mitglieder der drei Militärjuntas, die zwi
schen 1976 und 1982 die Diktatur ausgeübt hatten, Strafver
fahren wegen Mordes, Freiheitsberaubung und Folterungen 
einzuleiten. Unter den Angeklagten waren die Ex-Generale 
Videla und Viola, die beide in der Juntaherrschaft das Amt 
des Staatspräsidenten innegehabt hatten. Ziel des Verfah
rens sollte es vor allem sein, der argentinischen Öffentlich
keit vorzuführen, welche Verbrechen faschistische und ultra
reaktionäre Militärs im Bunde mit imperialistischen Ge
heimdiensten begangen hatten.

Eine Voraussetzung für die Strafverfolgung schuf das ar
gentinische Abgeordnetenhaus in seiner Sondersitzung am
15. Dezember 1983. Es beschloß einstimmig, das Amnestiege
setz vom 30. September 1983 aufzuheben. Wenige Tage spä
ter billigte auch der Senat die Aufhebung dieses Gesetzes. 
Ferner wurde von der UCR (Uni6n Civica Radical = Bür
gerlich-Radikale Union) des Staatspräsidenten Alfonsin und 
von der UCD (Union del Centro Demokrätico = Demokrati
sche Zentrumsunion) des ehemaligen Wirtschaftsministers 
Alvaro Alsogaray im Kongreß ein Gesetz eingebracht, nach 
dem Militärs, denen Menschenrechtsverletzungen vorgewor

fen wurden, in erster Instanz vor dem Obersten Militärge
richt angeklagt werden konnten; als Rechtsmittelinstanz war 
ein ziviles Gericht, das Bundesappellationsgericht, vorgese
hen. Damit entstand eine neue rechtliche Situation, weil es 
bisher gegen Urteile von Militärgerichten keine Möglichkeit 
der Berufung vor zivilen Gerichten gegeben hatte. Zugleich 
legte dieses Gesetz fest, daß die Militärgerichte künftig nur 
noch für Militärstraftaten und Disziplinarvergehen zustän
dig sein sollten.

Mit diesem Gesetz wurde ein bedeutender Schritt zur 
Wiederherstellung bürgerlicher Rechtssicherheit in Argen
tinien getan. Zugleich ist das Gesetz eine Kompromißlösung, 
die sowohl den militärischen Ehrenkodex wahrt (und damit 
Teile der Streitkräfte für eine Zusammenarbeit gewinnt) als 
auch den Forderungen der Menschenrechtsbewegungen ent
spricht.-

Anfang Januar 1984 eröffnete das Oberste Militärtribunal 
das förmliche Gerichtsverfahren gegen insgesamt neun füh
rende Offiziere. Zuvor waren zwei der neun Mitglieder des 
Obersten Militärtribunals zurückgetreten, jedoch hatte der 
Staatspräsident auf sein Recht verzichtet, als Oberbefehlsha
ber der1 Streitkräfte diese beiden Posten selber zu besetzen, 
und den Streitkräften gestattet, ihr eigenes Auswahlverfah
ren anzuwenden.

Die Militärhierarchie fand aber noch nicht den Weg zu 
einem neuen Selbstverständnis ihrer Rolle im bürgerlich
parlamentarischen Staat: Die Militärs behinderten die Un
tersuchungen der von Präsident Alfonsin kurz nach seinem 
Amtsantritt eingesetzten, unter Leitung des Schriftstellers 
und Juristen Ernesto Säbato stehenden Kommission zur Auf
klärung der Fälle des gewaltsamen „Verschwindenlassens“ 
von Menschen, bedrohten Kommissionsmitglieder und spra
chen dem 50 000 Seiten umfassenden Bericht der Kommission 
die Glaubwürdigkeit ab. Präsident Alfonsin entließ darauf
hin zur Disziplinierung der Streitkräfte einige hohe Offi
ziere.1 2 Doch die Militärrichter verzögerten weiterhin das 
Strafverfahren; in acht Monaten wurden lediglich drei der 
neun Angeklagten vernommen.

Schließlich teilte das Oberste Militärtribunal im Septem
ber 1984 dem Bundesappellationsgericht mit, daß es die für 
den 11. Oktober gesetzte Frist für die Urteile nicht einhalten 
könne, da die Richter die Begründetheit der Anklage be
zweifelten. Nach Auffassung der Richter seien die angeklag- 
ten Militärs allenfalls indirekt dafür verantwortlich, es un
terlassen zu haben, die ihnen unterstellten Einheiten von 
illegalen Handlungen abzuhalten oder solche zu verurteilen.

Die Übergabe des Verfahrens an ein ziviles Gericht 
und der Widerstand der Militärs

Unter dem Druck der Öffentlichkeit verfügte Präsident Al
fonsin daraufhin im Oktober 1984 die Übergabe des Verfah
rens an den Strafsenat des Bundesappellationsgerichts in 
Buenos Aires. Als Gegenreaktion trat Mitte November 1984 
das Oberste Militärtribunal geschlossen zurück: Der militä
rische Korpsgeist hatte über das Richterethos gesiegt.

In den darauffolgenden Wochen forderten die werktäti
gen Massen in Appellen an die Regierung, dafür zu sorgen, 
daß die Justiz energischer gegen die für die Verbrechen der 
Militärjunta Verantwortlichen vorgeht.3 Unter dem Ein
druck dieser Proteste und der Ergebnisse der Säbato-Unter- 
suchungskommission präzisierte die Staatsanwaltschaft in 
Buenos Aires die Anklage gegen die neun ehemaligen Mit
glieder der Militärjunta. Am 22. April 1985 begann der Pro
zeß vor dem Bundesappellationsgericht unter Vorsitz seines 
Präsidenten Arslanin.

Zum ersten Mal in der Geschichte Argentiniens saßen da
mit zivile Richter über Militärs zu Gericht und urteilten nach 
den Bestimmungen des Militärstrafgesetzbuchs. Aber dies 
hatte vor allem politische Bedeutung: Staatspräsident Alfon
sin, der persönlich entscheidend zum Zustandekommen die
ses Prozesses beigetragen hatte, zeigte damit den Militärs, 
daß er bestrebt ist, die Streitkräfte.dauerhaft der zivilen Re
gierung unterzuordnen und ihnen'keine Sondervollmachten 
einzuräumen. Sie sollten weder als politische Institution noch

1 Vgl. A. A. Tichonow, „Die Armee im politischen System der Län- 
der Lateinamerikas“, in: Die Streitkräfte im politischen System, 
Moskau 1981, S. 150 ff. (russ.).

2 Vgl. ND vom 7. Juli 1984, S. 5.
3 Vgl. ND vom 23. März 1985, S. 5.


